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Fakten zu gesundheitspolitischen Themen und die Position der Pharmaindustrie

Die klinische Forschung in der Schweiz insbesondere für seltene 
Krankheiten und Kinderarzneimittel braucht mehr Anreize.

Die Pharma- und Medtech-Industrie war auch in der zurücklie-

genden Wirtschaftskrise eine der wichtigsten Konjunkturstüt-

zen der Schweizer Wirtschaft. Sie hat seit den 90er-Jahren Ex-

porte, Wertschöpfung und Zahl der Arbeitsplätze kontinuierlich 

gesteigert. Die Fortsetzung dieser für den Wohlstand in der 

Schweiz wichtigen Erfolgsgeschichte ist angesichts der Schul-

den- und Währungskrise in der EU und den USA jedoch in kei-

ner Weise gesichert. Eine Politik der Harmonisierung der Rah-

menbedingungen, insbesondere mit der EU, und des autono-

men Nachvollzugs allein kann die Standortattraktivität nicht 

sichern – im Gegenteil: Sie gefährdet den Standort Schweiz. Es 

braucht darüber hinaus eine unabhängige Standortpolitik mit 

dem Ziel, besser zu sein als die Konkurrenzstandorte:

•	 Wirtschaftlichkeit: Damit die Schweiz ihre Spitzenstellung 

im Gesundheitswesen behalten kann, ist bei der Bewertung 

medizinischer Leistungen eine bessere Lösung für die Wirt-

schaftlichkeitsprüfungen zu suchen. Im Interesse der Plan-

barkeit und der Berechenbarkeit dürfen Preissenkungen bei 

Arzneimitteln in der Schweiz nicht allein wegen Währungs-

schwankungen vorgenommen werden. Dies würde die for-

schenden und produzierenden Unternehmen in der Schweiz 

schwerwiegend benachteiligen.

•	 Klinische Studien: Bei der Verfahrensdauer zur Beurteilung 

klinischer Studien muss die Schweiz wieder an die Spitze zu-

rückkehren. In Europa wurden in den vergangenen Jahren 

mehr Forschungsstätten geschlossen als eröffnet. In Asien 

hingegen wurde massiv investiert.1 In der Schweiz ist die Zahl 

klinischer Studien seit 2004 von 400 auf 260 gefallen. Klini-

sche Studien sind ein wichtiger Indikator für Innovationen im 

medizinisch-technischen Fortschritt. Deshalb sind rationellere 

Verfahren (u.a. mit dem Prinzip der Leitethikkommission) 

für die Beurteilung durch die Ethikkommissionen und Swiss​- 

medic vital. 

•	 Swissmedic und BAG: Auch die Verfahren für die Zulassung 

von neuen medizinischen Leistungen durch Swissmedic und 

die Aufnahme in die Kassenpflicht durch das BAG müssen be-

schleunigt werden. In diesen Verfahren ist die Schweiz heute 

im Hintertreffen. Darunter leiden Patientinnen und Patienten, 

die länger auf einen therapeutischen Fortschritt und die Be-

1	 Efpia, «The pharmaceutical Industry in Figures, Key Data», Update 2009.

Die Schweiz hat ein insgesamt gutes Gesundheitswesen, eine Pharmaindustrie von Weltrang, eine bedeutende 
Medizinaltechnik, eine starke Forschung und profitiert vom Gesundheitstourismus. Für ihre künftige Konkurrenz­
fähigkeit benötigt die Schweizer Gesundheitswirtschaft eine Politik, die internationale Massstäbe setzt mit dem Ziel, 
besser zu sein. Europa kann in der Standortpolitik nicht Referenz für eine Politik des autonomen Nachvollzugs sein. 
Denn viele Länder Europas orientieren sich an kurzfristigen Budgetsanierungen statt an Verbesserungen der Qualität. 
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zahlung durch die Kassen warten müssen. Es vermindert aber 

auch die Konkurrenzfähigkeit der Schweizer Spitäler und der 

Schweiz im internationalen Standortwettbewerb.

•	 Geistiges Eigentum: Handlungsbedarf besteht auch im Be-

reich des geistigen Eigentums. Es gilt, die Autonomie gegen-

über der EU als komparativen Vorteil zu nutzen und Anreize 

für zusätzliche klinische Forschung in der Schweiz zu schaf-

fen, namentlich bei seltenen Krankheiten, erweiterten An-

wendungsbereichen von etablierten Wirkstoffen und Kinder-

arzneimitteln. Forschung für seltene Krankheiten hilft nicht 

nur den Betroffenen, sondern hat oft auch einen Nutzen für 

die Forschung bei Krankheiten grösserer Patientengruppen.  

Chancen der Autonomie nutzen
Die demografische Entwicklung, die damit verbundene Zu-

nahme der chronischen Krankheiten und die steigende Nach-

frage nach qualitativ hochstehenden Gesundheitsleistungen 

werden die Verteilkämpfe um die Ressourcen im Gesundheits-

wesen wesentlich verstärken. Dies gilt für die Schweiz gleicher-

massen wie für ihre europäischen Nachbarn. Ein gewichtiger 

Unterschied bleibt: Die Schweiz hat sich hier einen ungleich 

grösseren finanziellen Handlungsspielraum bewahrt als etliche 

europäische Länder. Die Arzneimittelbehörde Swissmedic ist 

ferner Referenzland für über siebzig andere Länder.

Schweizer Medizintechnik

Die Schweiz ist bekannt für ihren Wintertourismus. Ski-, 

Schlitten- und Snowboardunfälle enden oft mit chirurgi-

schen Eingriffen. Bemerkenswerterweise hat die 1958 ge-

gründete Stiftung Arbeitsgemeinschaft für Osteosynthes, 

kurz AO-Stiftung, ihren Sitz in Davos. Sie hat sich dem me-

dizinischen Fortschritt und der Forschung in der operativen 

Knochenbruchbehandlung verschrieben. Fachleute aus al-

ler Welt gehören zur AO-Stiftung. Dank ihren Erkenntnissen 

aus Datenerhebungen, klinischen Versuchen, chirurgischer 

Innovation und Produktentwicklung ist die AO-Stiftung auf 

den Gebieten der Unfallchirurgie und der Rückenbehand-

lung weltweit führend. Das Wissen der AO-Stiftung verhalf 

beispielsweise auch Synthes zum Erfolg.

In der Schweiz gibt es heute wie in keinem anderen Land in 

Europa eine hohe Dichte an Medizintechnikunternehmen. 

Neben den bekannten Grosskonzernen gehören viele KMU 

zur Medtech-Branche, die hochinnovativ und wettbewerbs-

fähig sind. Im Bereich der Implantate und Hörgeräte ist die 

Medizintechnik weltweit führend. Die Industrie selbst sieht 

ihren Erfolg auch als Folge vergleichsweise liberaler Rah-

menbedingungen in der Schweiz. Neue Produkte könnten 

in vernünftiger Zeit auf den Markt gebracht werden, was 

die Anziehungskraft der Schweiz als Forschungs-, Entwick-

lungs- und Produktionsstandort fördere. Wegen des zuneh-

menden Drucks der Politik zu mehr Regulierung im Gesund-

heitswesen sei die führende Position der Schweiz in der Me-

dizintechnik auf Dauer aber infrage gestellt.2 

2	 «Medizintechnik – eine Schlüsselbranche für die Schweiz»,
	 Infobroschüre von Fasmed, 2011.

Der Weltkonzern Synthes ist ein führendes Medtech-Unternehmen. 
Daneben gehören auch viele hochinnovative KMU zur Branche.
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Demografischer Druck
Zwischen 2025 und 2035 wird die Generation der Babyboomer 

das Rentenalter erreichen. Aber schon ab 2017 gibt es in der 

Schweiz erstmals mehr Rentnerinnen und Rentner als Kinder 

und Jugendliche. Die Zahl der über 80-Jährigen wird sich in den 

nächsten 45 Jahren um 179 Prozent vergrössern.3 Gleichzeitig 

werden chronische Erkrankungen wie Asthma, Diabetes oder 

Krebs weiter zunehmen. In ihrem jüngsten Bericht zum Schwei-

zer Gesundheitswesen geht die OECD davon aus, dass bei uns 

Patientinnen und Patienten in Zukunft sogar häufiger mit meh-

reren Krankheiten gleichzeitig leben müssen.

Innovation und Investition
Innovationen zur Steigerung der Qualität und Kosteneffizienz 

von medizinischen Leistungen werden deshalb gefragter sein 

denn je. Die Politik wird zunehmend nach dem Mehrwert neuer 

Verfahren, Methoden und Produkte fragen. Systematische Ver-

fahren wie Health Technology Assessments (HTA) sind die Ant-

wort darauf. Zugleich wird die Politik die Weichen zunehmend 

in Richtung Vorbeugung und Gesundheitserhaltung stellen. Dies 

muss allerdings auch die Wahrnehmung und die Bewertung von 

Gesundheitsausgaben verändern. Letztere dürfen nicht mehr al-

lein als Kostenkomponente erfasst, sondern müssen als Investi-

tion in die Volkswirtschaft erkannt und verstanden werden. 

Führt eine medizinische Behandlung dazu, dass ein Patient 

Position der Phamaindustrie
Die forschende pharmazeutische Industrie unterstützt For-

derungen nach einer Revitalisierung des Gesundheits- und 

Forschungsstandorts Schweiz, damit das Gesundheitswesen 

auch in Zukunft höchsten Ansprüchen genügen und die Ge-

sundheitswirtschaft international konkurrenzfähig bleiben 

kann. 

Die SVP-Fraktion, FDP-Ständerätin Erika Foster und CVP-Na-

tionalrat Luc Barthassat haben in der Herbstsession drei Mo-

tionen eingereicht.5 Sie verlangen, dass in einem Masterplan 

aufgezeigt wird, wie und bis wann die Rahmenbedingungen 

für die Wirtschaftlichkeitsprüfungen medizinischer Leistun-

gen, für die Verfahren zur Beurteilung von klinischen Stu-

dien, zur Zulassung und zur Vergütung von Arzneimitteln 

sowie für den Schutz des geistigen Eigentums verbessert 

werden können.

5	 Der Vorstoss wurde übernommen durch Felix Gutzwiller (FDP).

Mehr Menschen werden künftig mit mehr als einer chronischen Krankheit 
leben müssen. Das kurbelt die Nachfragen nach Gesundheitsleistungen an.

schneller gesund wird und früher wieder arbeiten kann, redu-

zieren sich beispielsweise die Kosten aus Produktivitätsverlusten 

am Arbeitsplatz oder aus der informellen Pflege durch Familien-

angehörige oder Freunde. Es gilt, die Ausgaben für Gesundheit 

den Kosten von Krankheit gegenüberzustellen.4

Wenn sich hohe Gesundheitsausgaben auszahlen
Wenn der Nutzen aus den Gesundheitsausgaben höher ist, das 

heisst, die Krankheitskosten insgesamt trotz der höheren Ge-

sundheitsausgaben niedriger ausfallen und somit der Rückgang 

bei den indirekten Kosten grösser ist als die Erhöhung der Ge-

sundheitsausgaben, sind steigende Gesundheitsausgaben ge-

rechtfertigt. Von den Innovationen im Gesundheitswesen in 

den Bereichen Prävention, Früherkennung und Therapie von 

Krankheiten profitiert die ganze Schweizer Volkswirtschaft. 

Schweiz in guter Position

Die Schweiz ist zur Bewältigung dieser Herausforderungen ver-

gleichsweise gut vorbereitet. Sie hat eine starke, diversifizierte 

und anpassungsfähige Pharmaindustrie, eine breit gefächerte 

Biotech-Branche und eine starke Medizinaltechnik. Zudem ver-

fügt die Schweiz über finanzpolitische Handlungsfähigkeit und 

3	 «Demografisches Porträt der Schweiz», Ausgabe 2009, Bfs, 2009.

4	 «Gesundheitsausgaben und Krankheitskosten»; Harry Telser,
	 Barbara Fischer, Karolin Leukert, Stephan Vaterlaus; Basel, 2011.
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kann frei von den Prioritäten kurzfristig verordneter Budgetsanie-

rungsprogrammen ihre finanzpolitischen Schwerpunkte setzen. 

Während die Nachbarländer der Schweiz und andere Staaten in 

Europa oder auf der ganzen Welt sich teilweise mit massiv zu-

nehmender Schuldenbelastung konfrontiert sehen, baut die 

Schweiz Schulden ab. Die Bundesschulden wurden seit 2005 

um knapp 20 Milliarden Franken abgebaut. Allein im von der Fi-

nanz- und Wirtschaftskrise geprägten Jahr 2009 wurden sie um 

10 Milliarden Franken reduziert. Im internationalen Vergleich 

liegt die Schweiz damit an der Spitze. 

Es ist für von Schulden geplagte Länder ein kompetitiver Nach-

teil, die Prioritäten der Politik kurzfristig auf Budgetsanierung 

und Reduktion der Schuldenlast ausrichten zu müssen. Vorha-

ben für notwendige Investitionen riskieren, auf der Strecke zu 

bleiben. Ausbleibendes Wachstum ist die Folge. Das wiederum 

schlägt sich in der Arbeitslosenstatistik nieder. Die Arbeitslosig-

keit in den 17 EU-Ländern war im Vergleich zur Schweiz im gan-

zen letzten Jahrzehnt jeweils mehr als doppelt so hoch.6

Im internationalen Vergleich ist das Niveau der Staatsschulden 

der Schweiz hingegen relativ tief, wie der Vergleich mit der 

OECD zeigt. So ist die Bruttoschuldenquote in Prozent des Brut-

toinlandproduktes gemäss der Maastricht-Definition zwischen 

2001 und 2009 im Vergleich zu den meisten anderen Ländern 

stabil geblieben und in den letzten zwei Jahren trotz der kon-

junkturellen Einbrüche gar gesunken (siehe Grafik I).

Bedeutung der Pharmaindustrie 
Der konjunkturelle Einbruch von 2008 und 2009 konnte der 

Pharmaindustrie als wichtigem Wachstumsmotor der Schwei-

zer Volkswirtschaft wenig anhaben. So hat die Branche ihre 

wertmässigen Exporte seit 1990 mehr als versiebenfacht und 

steuert heute mehr als 30 Prozent zu den Gesamtexporten der 

Schweiz bei. Die reale Bruttowertschöpfung der pharmazeuti-

schen Industrie wuchs sowohl in den Krisenjahren als auch da-

nach stärker als diejenige der Gesamtwirtschaft. Die Pharmain-

dustrie weist auch eine überdurchschnittlich hohe Produktivität 

auf und ist direkt und indirekt für eine Wertschöpfung von bei-

nahe 30 Mia. Franken verantwortlich, was einem Anteil von 5.7 

Prozent am nominalen Bruttoinlandsprodukt entspricht. Die 

Zahl der Erwerbstätigen ist in der Pharmaindustrie von 2005 bis 

2010 doppelt so schnell gewachsen wie in der Gesamtwirt-

schaft. 

Die gute Position der Schweiz ist allerdings gefährdet, wenn 

sich die Politik zunehmend an europäischen Ländern orientiert, 

statt eigene Massstäbe zu setzen. Es drohen Abwanderung von 

Unternehmenseinheiten aus der Schweiz – nicht vor allem nach 

Europa, sondern in die USA oder in die grossen Schwellenlän-

der und künftigen wirtschaftlichen Schwergewichte wie China, 

Indien oder Brasilien. Dem gilt es rechtzeitig und mit klaren Stra-

tegien entgegenzutreten.

Fortsetzung von Seite 3

6	 «Harmonisierte Arbeitslosenzahlen 2000–2010» in: 
	 «Labour Force Statistics», OECD, 2011.


